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Innerhalb nur eines Jahres hat sich die amerikanische Tea-Party-Bewegung als fester 
Bestandteil des politischen Diskurses etabliert. Der massive öffentliche Widerstand 
gegen die Gesundheitsreform und erste Erfolge bei republikanischen Vorwahlen zum 
Kongress brachten die Bewegung ins öffentliche Bewusstsein. Ungeachtet der großen 
medialen Aufmerksamkeit herrscht nach wie vor Unklarheit über die genauen Ur-
sachen, Beweggründe und politischen Folgen dieses rechtskonservativen Aktivismus. 
Seine Ziele scheinen widersprüchlich und sind jenseits einer diffusen Unzufriedenheit 
mit der etablierten Politik nur schwer auf einen Nenner zu bringen. Wer sind die Tea-
Party-Aktivisten und was wollen sie? Welche Auswirkungen haben ihre Aktivitäten 
auf die politische Landschaft in den USA? 

 
Ein Grund für die vorherrschende Unsicher-
heit bei der Beurteilung der Tea Parties ist 
deren Heterogenität. Inhaltlich vereinen sie 
zwei teils gegensätzliche ideologische Strö-
mungen: eine fiskalkonservative und eine 
sozialkonservative. Zudem handelt es sich 
um eine dezentrale Bewegung ohne einheit-
liche Führung. Schließlich ist ihr Verhält-
nis zur Republikanischen Partei bislang 
ungeklärt. 

Eine Bewegung, zwei Strömungen 
Ihren Ursprung hatte die Idee einer neuer-
lichen »Tea Party« – historisches Vorbild ist 
die gleichnamige Bewegung zu Beginn des 
amerikanischen Unabhängigkeitskrieges – 
in einem Auftritt des Börsenkommentators 
Rick Santelli vom TV-Sender CNBC. Dieser 

forderte während einer Sendung einen Auf-
stand gegen die Pläne der Regierung, vom 
Bankrott bedrohte Hausbesitzer finanziell 
zu unterstützen. Innerhalb kürzester Zeit 
formierte sich daraufhin eine dezentrale 
Graswurzel-Bewegung, zu deren Kerninter-
essen eine deutliche Reduzierung staat-
licher Eingriffe in den freien Markt zählt. 
Die Tea Party Patriots, eine Dachorganisa-
tion zahlreicher Tea-Party-Gruppen, haben 
unter der Überschrift Contract from America 
einen Katalog ihrer Forderungen zusam-
mengestellt. Sie richten sich gegen Steuer-
erhöhungen, die Gesundheitsreform, das 
geplante Klimaschutzgesetz und die Praxis 
vieler Abgeordneter, Haushaltsmittel für 
Projekte in ihrem Wahlkreis in Gesetzes-
vorlagen unterzubringen (pork, auch ear-
marks). Zudem wird ein ausgeglichener 



Haushalt gefordert und die Ansicht ver-
treten, die Rolle der Zentralregierung in 
Washington müsse beschränkt werden. 

Dieser libertäre Anspruch der Tea Parties 
wird zunehmend durch einen sozialkonser-
vativen ergänzt, der Positionen vertritt wie 
die Ablehnung der Integration illegaler 
Migranten und einer multikulturellen 
Gesellschaft, ein Verbot von Abtreibungen 
und Homosexuellen-Ehen sowie die Befür-
wortung des Rechts auf Waffenbesitz und 
einer harten Haltung im Verhältnis zu 
gegnerischen Regimen wie Iran und Nord-
korea. Die aus fiskal- und sozialkonservati-
ven Positionen abgeleiteten Forderungen 
widersprechen sich jedoch häufig. Wäh-
rend libertär Gesinnte Staatsinterventionen 
ablehnen, befürworten Religiöse und So-
zialkonservative Einschränkungen der per-
sönlichen Freiheit aus moralischen Grün-
den. Der fiskalkonservative Anspruch ist 
seinerseits nicht frei von Widersprüchen. 
So lehnen Anhänger der Tea Parties staat-
liche Gesundheitspolitik ab, fordern aber 
die Beibehaltung der öffentlichen Gesund-
heitsversorgung für Rentner (Medicare). 
Inkonsistenzen wie der Ruf nach Steuer-
senkungen und gleichzeitig nach staat-
lichen Leistungen sind ein Charakteris-
tikum des Populismus, erklären sich aber 
auch aus einer heterogenen Anhänger-
schaft mit divergierenden Einstellungen. 
Geeint wird sie durch das Feindbild einer 
kontrollwütigen Washingtoner Bürokratie, 
die sich nicht für die Belange der einfachen 
Bevölkerung interessiert. 

Einfalt in der Vielfalt 
Es gibt noch kaum verlässliche Erhebungen 
zur sozialen und politischen Zusammen-
setzung der Tea Parties. Immerhin lässt sich 
feststellen, dass ihre Mitglieder mehrheit-
lich aus der ländlichen Mittelschicht stam-
men. Sie sind überwiegend weiß, älter, reli-
giöser und finanziell etwas besser situiert 
als der Durchschnitt. Der lautstarke Protest 
der Tea Parties wurde von der Finanzkrise 
und den von Obama initiierten sozialen Re-
formen ausgelöst, die ideologische Grund-

disposition dieser Bevölkerungsgruppe hat 
jedoch ältere Wurzeln. Ihre Mitglieder ver-
stehen sich als »schweigende Mehrheit« 
und fühlen sich durch gesellschaftlichen 
Wandel bedroht. In ihren Augen vollzieht 
sich eine sozialistische Übernahme der 
USA. In allem, was sie als »fremd« emp-
finden, sehen sie eine Gefahr für den spe-
zifischen, angeblich in der Verfassung 
verankerten »American way of life«. Ihre 
Wut richtet sich daher sowohl gegen die 
Zentralregierung als auch gegen ethnische 
Minderheiten und Einwanderer. 

Diese Ressentiments bildeten schon die 
Grundlage früherer populistischer Bewe-
gungen. In den 1960er Jahren beschrieb 
der amerikanische Historiker Richard Hof-
stadter deren Grundtendenzen in seinem 
Essay The Paranoid Style in American Politics. 
Seine Beobachtungen treffen auch auf die 
aktuelle Situation zu. So diagnostizierte 
Hofstadter in dem Versuch, das bestehende 
System vor fremdem Einfluss abzuschir-
men, einen Hang zu xenophobem Gedan-
kengut. Auf den Veranstaltungen der Tea 
Parties wird Rassismus vereinzelt offen zur 
Schau gestellt, häufiger jedoch in chiffrier-
ter Form – wie in dem verbreiteten Vor-
wurf, Obama sei nicht in den USA geboren 
und daher unrechtmäßig Präsident. Das 
renommierte Southern Poverty Law Center 
berichtet zudem ebenso wie die jüdisch-
amerikanische Anti-Defamation League von 
einem rapiden Zuwachs sogenannter »mili-
tias«, deren soziales Milieu sich besonders 
im Süden mit jenem der Tea Parties über-
schneidet. Diese Bürger-Milizen sind bereit, 
mit Waffengewalt gegen als verfassungs-
widrig angesehene Regierungsinterventio-
nen vorzugehen, und haben Kontakte zu 
rassistischen Gruppierungen. 

Die zweite wichtige Beobachtung 
Hofstadters betrifft die Anfälligkeit für 
Verschwörungstheorien. Auch dieses Phä-
nomen ist derzeit zu beobachten. Viele 
Anhänger der Tea-Party-Bewegung schen-
ken der Berichterstattung der etablierten 
Medien wegen deren angeblicher liberaler 
Voreingenommenheit grundsätzlich keinen 
Glauben mehr. Sie verlassen sich allein auf 
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Informationsquellen, die ihre Sicht der 
Dinge bestätigen. Konservative Medien, wie 
der Kabelnachrichtensender Fox News und 
zahlreiche Talk-Radio-Sender und Internet-
seiten, sind von zentraler Bedeutung für die 
Weltanschauung der Aktivisten. Kommen-
tatoren mit eigenen Sendungen wie Rush 
Limbaugh oder Glenn Beck verbreiten 
Meinungen, die deutlich verschwörungs-
theoretische Züge aufweisen. Becks Be-
hauptung, die jetzige Regierung hätte die 
Finanzkrise gezielt verursacht, um ihr poli-
tisches Programm durchzusetzen, ist nur 
eines von vielen Beispielen. Überzeugun-
gen, die sich in diesem Umfeld gefestigt 
haben, kann Politik kaum gegensteuern. 
Konservative Sender spielen außerdem 
eine entscheidende Rolle bei der Mobilisie-
rung der Aktivisten. So fordern sie ihre 
Zuschauer offen zur Teilnahme an Demon-
strationen auf, während sie gleichzeitig 
das Ausmaß der Proteste übertreiben. 

Einerseits handelt es sich also um eine 
laute und von den Medien aufgrund ihrer 
Radikalität auch überproportional reprä-
sentierte Minderheit – je nach Umfrage 
verstehen sich nur 2 bis 13 Prozent der 
Bevölkerung als aktive Mitglieder. Anderer-
seits spiegelt die Tea-Party-Agenda derzeit 
deutlich gesamtgesellschaftliche Tenden-
zen, die sich gegen die befürchtete Domi-
nanz eines big government richten. Die War-
nungen vor der Gefahr eines aufkommen-
den Sozialismus, die viele Teilnehmer der 
Proteste aussprechen, mögen übertrieben 
sein. Die Analyse, dass die Obama-Adminis-
tration sozialen Ausgleich durch Regie-
rungsintervention herbeiführen will, trifft 
im Kern jedoch zu. Die überaus kontroverse 
Gesundheitsreform ist die umfassendste 
sozialgesetzgeberische Maßnahme seit dem 
New Deal. Derartig einschneidende Maßnah-
men provozieren stets Widerstand. Der Tea-
Party-Bewegung ist es in diesem Klima der 
Skepsis gegenüber der Washingtoner Elite 
gelungen, eine zuvor politisch inaktive Be-
völkerungsgruppe zu mobilisieren und zu 
beträchtlichem Engagement zu bewegen. 

Ein Problem für die Republikaner 
Die entscheidende Frage ist nun, welchen 
Einfluss die noch junge politische Kraft 
künftig wird ausüben können. Zumindest 
die Republikanische Partei hat ihren Druck 
bereits zu spüren bekommen. So besiegten 
in mehreren Bundesstaaten Tea-Party-
Kandidaten bei Kongress-Vorwahlen von 
der Republikanischen Parteispitze unter-
stützte Politiker. Ein prominentes Beispiel 
ist Rand Paul, der mit seinem radikal-
libertären Programm in Kentucky zu den 
Senatswahlen antreten wird. Auch Scott 
Brown, der im Januar in Massachusetts den 
für eine Sperrminorität nötigen vierzigsten 
Senatssitz für die Republikaner eroberte, 
war wegen seiner Ablehnung der Gesund-
heitsreform von der Bewegung unterstützt 
worden. Inhaltlich macht das Republika-
nische Establishment mittlerweile Zu-
geständnisse an die Tea-Party-Aktivisten: 
Zumindest die Republikanischen Mitglieder 
des Repräsentantenhauses haben sich ver-
pflichtet, zunächst für ein Jahr auf earmarks 
zu verzichten. 

Zugleich versuchen die Republikaner, 
sich das Wählerpotential der Graswurzel-
Bewegung zunutze zu machen. Insbeson-
dere führende Politiker vom rechten Flügel 
der Partei, so Senator Jim DeMint und die 
Abgeordnete Michelle Bachmann, suchten 
bereits den Kontakt zu Tea-Party-Organi-
sationen. Da deren programmatische 
Ausrichtung jedoch diffus ist, bleibt das 
Verhältnis schwierig. Die Einstellungen 
der verschiedenen Gruppierungen zu den 
Republikanern sind alles andere als einheit-
lich. Während die Tea Party Nation eine viel-
beachtete Konferenz organisierte, bei der 
den Teilnehmern für ein hohes Eintritts-
geld unter anderem eine Rede von Sarah 
Palin geboten wurde, und der Tea Party 
Express landesweit für konservative Kan-
didaten wirbt, verurteilen die Tea Party 
Patriots derartige Anbiederungen, die einer 
Graswurzel-Bewegung unangemessen seien. 
Die Republikanische Partei wird von vielen 
Tea-Party-Aktivisten als Teil des Establish-
ments durchaus kritisch gesehen. 
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Polarisierung nimmt weiter zu Aufgrund der internen Zersplitterung 
der Bewegung erscheint es sehr unwahr-
scheinlich, dass aus ihr eine relevante 
dritte politische Partei im Zwei-Parteien-
System der USA hervorgeht. Für die Repu-
blikaner besteht indes die Gefahr einer 
Spaltung der konservativen Wählerschaft. 
So besteht die Möglichkeit, dass entweder 
zusätzlich Tea-Party-Kandidaten antreten, 
wie in New York geschehen, oder in den 
Vorwahlen abgelehnte moderate Repu-
blikaner unabhängig von ihrer Partei kan-
didieren, wie im Fall der anstehenden Wah-
len in Florida. Trotz schlechter Umfrage-
werte könnten die Demokraten also gerade 
dank der Tea-Party-Bewegung Sitze vertei-
digen oder gewinnen. 

Die Tea-Party-Bewegung wird ein Phäno-
men zusätzlich verstärken, das spätestens 
seit der Eroberung der Kongressmehrheit 
durch die Republikaner unter Newt Ging-
rich 1994 zu beobachten ist: eine aus-
geprägte ideologische Spaltung zwischen 
den Parteien und im gesamten politischen 
Diskurs. Diese Spaltung unterminiert die 
Funktionsfähigkeit des politischen Systems, 
das auf überparteiliche Kompromisse 
angewiesen ist. Schon unter den aktuellen 
Bedingungen, in denen die Demokraten das 
Weiße Haus, den Senat und das Repräsen-
tantenhaus kontrollieren, hat die Funda-
mentalopposition der Republikaner grund-
legende Reformen erheblich erschwert. 
Sollten die Demokraten in zumindest einer 
der beiden Kammern des Kongresses bei 
den anstehenden Wahlen ihre Mehrheit 
verlieren, wäre Kooperation noch notwen-
diger als zuvor. Die Erfahrung der 1990er 
Jahre zeigt außerdem, dass die Existenz 
einer ausgeprägten Milizen-Landschaft in 
dem Klima eines rhetorisch überhitzten 
politischen Diskurses auch gewaltförmi-
gen Ereignissen Vorschub leisten kann. 
Der damalige Präsident Bill Clinton hat 
bereits Parallelen gezogen und an Timothy 
McVeighs verheerenden Anschlag 1995 in 
Oklahoma City erinnert. 
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Auch deren bisherige programmatische 
Entwicklung könnte die Wahlchancen der 
Demokraten verbessern. Durch eine Kon-
zentration auf die in breiten Teilen der 
Bevölkerung populären fiskalkonservativen 
Positionen könnte die Bewegung den Repu-
blikanern helfen, die oft wahlentscheiden-
den Stimmen unabhängiger Wähler zu 
gewinnen. Nicht die fiskalkonservative, 
sondern die sozialkonservative Strömung 
bestimmt jedoch zusehends die Agenda der 
Tea Parties. Unter dem Vorzeichen eines 
kompromisslosen Konservativismus werden 
parteienübergreifende Lösungsansätze ent-
schieden abgelehnt. Die Demokraten haben 
somit keine realistische Möglichkeit, die 
Tea-Party-Anhänger zu integrieren, und die 
Republikaner werden durch ihre Abhängig-
keit von den Aktivisten weiter nach rechts 
getrieben. Unabhängigen Wählern könnten 
entsprechende Kandidaten zu radikal er-
scheinen. So begrüßten die Demokraten die 
Republikanische Nominierung von Sharron 
Angle in Nevada. Ihre extremen Ansichten – 
sie fordert etwa die Abschaffung staatlicher 
Bildungspolitik – machen sie für moderate 
Wähler unwählbar. Der arg in Bedrängnis 
geratene demokratische Mehrheitsführer 
im Senat, Harry Reid, hat nun gute Chan-
cen, seinen Sitz zu verteidigen. 

Wahrscheinlich kann die Tea-Party-
Bewegung ihr derzeitiges Niveau der Mobi-
lisierung auf Dauer nicht halten. Einmal 
gewählte Tea-Party-Kandidaten werden 
außerstande sein, ihre radikalen und popu-
listischen Positionen mit den pragma-
tischen Erfordernissen eines Mandats zu 
vereinbaren. Um diesen Anforderungen 
nachzukommen, müssten sie einige jener 
widersprüchlichen Forderungen aufgeben, 
auf denen ihre Popularität beruht. 

Die Denkmuster der überzeugten Akti-
visten wären damit jedoch keinesfalls ver-
schwunden. Zu sehr bewegen sich diese in 
einer geschlossenen, streng konservativen 
medialen Welt. Dieselben Ängste und Ideo-
logien werden auch in Zukunft als Anknüp-
fungspunkte für Protestbewegungen zur 
Verfügung stehen. 
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